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1. Was uns wichtig ist. 

Angesichts der Herausforderungen im vor 
uns liegenden zweiten Jahrzehnt des 21. 
Jahrhunderts sind wir der Überzeugung, 
dass unser Land nur aus der Mitte erfolg­
reich gestaltet werden kann. Unser christli­
ches Menschenbild und unsere Grundwerte 
helfen uns zu verteidigen, was uns wichtig 
ist, und zu erneuern, was für unsere Zu­
kunftsfähigkeit von Bedeutung ist. Wir wol ­
len: 

Eine Gesellschaft, in der jeder unabhängig 
von Alter, Geschlecht, Religion und gesell­
schaftlichem Status seinen Platz hat. 

Eine Gesellschaft, in der die Familie Aus­
gangspunkt unseres Denkens ist. Denn die 
Familie ist der Ort, an dem Eltern Verant­
wortung für ihre Kinder und Kinder Verant­
wortung für ihre Eltern übernehmen. 

Eine Gesellschaft, die sich als solidarische 
Gemeinschaft versteht und in der persönli­
cher, gesellschaftlicher oder unternehmeri­
scher Erfolg als Beitrag für die Gesellschaft 
anerkannt wird. 

Eine Gesellschaft, die verantwortungsvoll 
mit unseren Ressourcen umgeht und in der 
der Grundsatz zählt, dass nur das verteilt 
werden kann, was vorher erarbeitet wurde. 

Eine Gesellschaft, in der jeder mitgenom­
men wird und jeder seine Chance zur per­
sönlichen Entfaltung und zum Aufstieg er­
hält - in der sich Leistung lohnt und derjeni­
ge, der arbeitet, mehr hat als derjenige, der 
nicht arbeitet. 

Die CDU ist die Stimme derer, die sich hin­
ter diesen Zielen vereinen. 
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II. Globalisierung menschlich gestal­
ten. Die internationale Dimension 
der Sozialen Marktwirtschaft. 

Die CDU steht für die Soziale Marktwirt­
schaft. Die CDU ist davon überzeugt, dass 
die Wirtschafts- und Gesellschaftsordnung 
der Sozialen Marktwirtschaft auch das beste 
Ordnungssystem ist, um die Auswirkungen 
der internationalen Finanzmarktkrise zu 
überwinden. Wir wissen, dass nur geordne­
te Märkte dem Menschen dienen. Nur so 
entsteht eine menschliche Marktwirtschaft. 
Die Soziale Marktwirtschaft schafft die Ver­
bindung von Freiheit und Sicherheit. 

Die Soziale Marktwirtschaft ist das Erfolgs­
modell , dass es uns auch in Zukunft ermög­
licht, in Wohlstand zu leben. Die Soziale 
Marktwirtschaft im Sinne Ludwig Erhards 
beruht auf Leistung und sozialer Gerechtig­
keit, Wettbewerb und Solidarität, Eigenver­
antwortung und Zusammenhalt. Sie verbin­
det Chancen für den Einzelnen mit dem so­
zialen Ausgleich in unserer Gesellschaft. 
Der Ordnungsrahmen ist Bestandteil der 
Sozialen Marktwirtschaft. Aus ihm ergibt 
sich der Gestaltungsauftrag der Politik. 

Die CDU setzt auf kreative, einsatzbereite 
und verantwortungsvolle Unternehmer, 
Manager und Aktionäre, die gemeinsam mit 
ihren Arbeitnehmern unter fairen Bedin­
gungen Wertschöpfung betreiben. 

Der Staat steht in der Verantwortung, die 
Ordnung des Marktes so auszugestalten, 
dass im Sinne der Sozialen Marktwirtschaft 
faire Chancen und gerechte Bedingungen 
gegeben sind. Die CDU steht zum Prinzip 
der Subsidiarität, weil es sowohl Wettbe­
werb um die beste Lösung als auch Vielfalt 
ermöglicht. 
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In den meisten Unternehmen in Deutsch­
land, insbesondere in Familienunterneh­
men, im Mittelstand, im Handwerk, bei den 
Freien Berufen und Selbständigen wird vor­
gelebt, worauf es ankommt: Auf nachhalti­
ges Wirtschaften, das in Generationen und 
nicht in Quartalen denkt, auf die Bereit­
schaft zur Übernahme gesellschaftlicher 
Verantwortung jenseits der Unternehmens­
ziele im engeren Sinne. Daraus erwächst ei­
ne Unternehmenspolitik des soliden Wach­
sens. 

Viele mittelständische Unternehmen in 
Deutschland haben sich neben den großen 
Unternehmen auf den Märkten dieser Welt 
mit innovativen Produkten einen festen 
Platz erobert. Nicht umsonst erfolgte der 
Beschäftigungszuwachs der letzten Jahre in 
mittelständischen Unternehmen. 

Alle Marktteilnehmer stehen in der Verant­
wortung, sich der vor allem im Mittelstand 
vorgelebten Ethik des Handelns zu besin­
nen. Wir brauchen eine Renaissance des 
Leitbildes des „Ehrbaren Kaufmanns". Dafür 
gelten folgende Prinzipien: 

Prinzip der Nachhaltigkeit: Anreize müs­
sen so gesetzt werden, dass eine Orientie­
rung an langfristigen Zielen statt an kurz­
fristigen Gewinnen erfolgt. 

Prinzip der Vernunft: Die Grundregel, dass 
man sich nur das leisten kann, was man sich 
vorher erarbeitet hat, muss wieder Beach­
tung finden. 

Prinzip der Solidarität: Soziale Verantwor­
tung ist fester Bestandteil unserer Freiheits­
und Wettbewerbsordnung. Wir dürfen nie­
manden aufgeben und niemanden zurück­
lassen. 

Prinzip der Ehrlichkeit: Wer etwas verkau­
fen will, muss auf bestehende Risiken klar 
und verständlich hinweisen. 

Prinzip der Verantwortungsbereitschaft: 
Unser Land braucht Menschen, die bereit 
sind, für sich und andere Verantwortung zu 
übernehmen. Teil dieser Verantwortungs­
bereitschaft ist auch, für Fehler einzuste­
hen. 

Prinzip des Anstands: Wer verlangt, „den 
Gürtel enger zu schnallen", muss auch sel­
ber dazu bereit sein. 

Wir wollen mit unserer Politikgrundlegen­
de Standards der Sozialen Marktwirtschaft, 
die uns in den vergangenen Jahrzehnten in 
Deutschland Freiheit, Wohlstand und Si­
cherheit gebracht haben, auch international 
verankern. Einen solchen internationalen 
Ordnungsrahmen gibt es heute nur in An­
sätzen. Nur so konnte die internationale Fi­

nanzmarktkrise entstehen. Deshalb werden 
wir uns innerhalb und außerhalb Europas 
energisch und konsequent für die Soziale 
Marktwirtschaft als Ordnungsrahmen für 
die globalen Märkte einsetzen. Wir halten 
es für wichtig, zwischen Europa und den 
USA Handelshemmnisse zu überwinden 
und langfristig einen gemeinsamen transat­
lantischen Markt zu schaffen. 

III. Soziale Marktwirtschaft 
in Deutschland. Freiheit und 
Sicherheit vereinen. 

1. Leistung muss sich wieder lohnen 

Leistungs- und Generationengerechtigkeit 
gehören zusammen. Die Leistungsgerech­
tigkeit erfordert, dass sich Leistung wieder 

4108 



4 Dokumentation 

mehr lohnt und die Entlastung der Bürger 
Vorrang vor neuen staatlichen Aktionsfel ­
dern hat. Linke Parteien sehen oft den Staat 
als besseren Unternehmer. Wir sehen den 
Staat hingegen in der Pflicht, mit marktkon­
formen Mitteln, Hilfestellungen zu bieten 
und Anreize zu setzen. 

Die Generationengerechtigkeit beginnt mit 
einer soliden Haushaltspolitik. Deshalb ist 
es richtig, die Haushaltskonsolidierung mit 
dem Ziel zu verbinden, den Bürgerinnen und 
Bürgern in Deutschland mehr Netto vom 
Brutto zu belassen. 

Am Ziel, so schnell wie möglich einen ausge­
glichenen Haushalt zu erreichen, halten wir 
trotz der aktuellen schwierigen Entwicklung 
fest. Zum einen wird insbesondere die demo­
grafische Entwicklung, also die zunehmende 
Alterung der Bevölkerung und die abneh­
mende Zahl von Erwerbstätigen, unsere öf­
fentlichen Haushalte und unsere sozialen Si­
cherungssysteme einer hohen Belastung un­
terziehen. Zum anderen ist jede Verteilung 
auf Pump eine direkte Belastung unserer Kin­
der und Enkel. Die Sanierung der Haushalte 
steht daher für Generationengerechtigkeit in 
unserer Gesellschaft. Deshalb hält die CDU 
am Ziel einer am Prinzip der Nachhaltigkeit 
ausgerichteten, verfassungsrechtlich abgesi­
cherten Schuldengrenze für den Bund und al­
le sechzehn Länder fest. 

Auf Krisen müssen wir angemessen und im 
Bewusstsein unserer gesamtstaatlichen 
Verantwortung reagieren, um schnellst­
möglich wieder Wachstum zu generieren 
und dann wieder Schulden abbauen zu kön­
nen. Deshalb halten wir an den Entlastun­
gen, die wir den Bürgern in Aussicht gestellt 
haben, trotz der internationalen Finanz­
marktkrise fest. 
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Die Menschen, die arbeiten, Steuern zahlen 
und sich an die Regeln halten, erarbeiten 
und schultern die staatlichen Investitionen 
und Ausgaben - vom Auszubildenden über 
die Millionen engagierter Arbeitnehmer bis 
zum leitenden Angestellten und selbstän­
digen Unternehmer. Nur mit diesen Leis­
tungsträgern werden wir die Herausforde­
rungen der Zukunft bewältigen. Diese Bür­
gerinnen und Bürger und ihre Familien wol­
len wir entlasten. Unser Ziel ist es, dass die 
Menschen mehr Netto vom Brutto erhalten. 

Wir wollen ein Entlastungsprogramm für 
Deutschland: 

1. Einkommensteuerreform nach den 
Prinzipien „einfach, niedrig, gerecht": Ein 
Steuersystem mit niedrigen Steuersätzen 
fördert Leistung und Initiative und ermög­
licht, Vorsorge zur Absicherung von Lebens­
risiken zu treffen. 

2. Entlastung der unteren und mittleren 
Einkommen: Der derzeitige Tarifverlauf 
führt dazu, dass Lohnsteigerungen oder 
Überstunden zu wenig bei den Menschen an­
kommen. Darunter leiden insbesondere die 
unteren und mittleren Einkommen. Hinzu 
kommt, dass inzwischen viele Steuerzahler 
auf einen Teil ihres Einkommens den höchs­
ten Steuersatz zahlen. Das sind die Facharbei­
ter, die zwar Sonderschichten leisten, deren 
Netto-Einkommen aber dadurch zu gering 
steigen. Davon betroffen sind aber auch viele 
Akademiker. Diese leistungsfeindliche Wir­
kung des Steuerrechts werden wir ändern. 
Leistung und Einsatzbereitschaft müssen sich 
wieder mehr lohnen. Wir werden den Tarif­
verlauf so gestalten, dass Gehaltserhöhungen 
oder Mehrarbeit nicht durch die „kalte Pro­
gression" minimiert werden, sondern bei den 
Bürgern auch stärker ankommen. 
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3. Entlastung von Familien mit Kindern: Wir 
treten als Ergänzung zum Ehegattensplitting 
für ein Familiensplitting ein. Danach werden 
Familien mit Kindern weniger Steuern zahlen 
als kinderlose Familien. 

4. Absetzbarkeit der Kosten für die Gesund­
heits- und Pflegeversicherung: Wir werden 
die Absetzbarkeit der Beiträge für die Ge­
sundheits- und Pflegeversicherung so ausge­
stalten, dass alle Versicherten eine deutliche 
Entlastung zum 1. Januar 2010 in einem Ge­
samtvolumen von rund 9 Mrd. Euro erhalten. 
Uns ist wichtig, dass gesetzlich und privat 
Versicherte dabei gleich behandelt werden. 

5. Stärkung der privaten Haushalte: Wir 
wollen das Potenzial der privaten Haushalte 
in Deutschland stärker nutzen. Hier gilt es, 
kluge Anreize zu setzen, um Schwarzarbeit 
abzubauen und gleichzeitig legale Beschäfti­
gung zu steigern. Unser Ziel ist es, langfristig 
den Haushalt wie einen Arbeitgeber zu be­
handeln. 

2. Wirtschaft und Arbeit - Für Flexibilität 
und Sicherheit 

Wir wollen vor allem Erfolge auf dem Ar­
beitsmarkt erreichen. Dieses Ziel bedingt 
eine erfolgreiche Wirtschafts- und Wachs­
tumspolitik. Nur, wenn wir wirtschaftlich 
erfolgreich bleiben, können wir ausrei­
chend Mittel für Soziales, Bildung oder In­
frastruktur bereitstellen. Es gilt, Investitio­
nen und Beschäftigung zu fördern. Das 
bleibt auch und gerade in schwierigen Zei­
ten richtig. 

Im kommenden Jahrzehnt heißt unser Kurs, 
für Unternehmen und Arbeitnehmer Flexi­
bilität und Sicherheit zusammen zu brin­
gen. Deshalb setzen wir uns folgende Ziele: 

1. Arbeitsgesetzbuch: Das deutsche Arbeits­
recht ist kompliziert, bürokratisch und behin­
dert vielfach neue Beschäftigung. Deshalb 
wollen wir das Arbeitsrecht in einem schlan­
ken, verständlichen und handhabbaren Ar­
beitsgesetzbuch zusammenfassen, welches 
Beschäftigung statt Arbeitslosigkeit begüns­
tigt. Beschäftigte sollen künftig auf einen 
Blick ihre Rechte und Sicherheiten im Betrieb, 
aber auch ihre Pflichten erkennen können. Ar­
beitgeber, insbesondere im Mittelstand, müs­
sen einfach und gerichtsfest erkennen kön­
nen, welche Verpflichtungen, aber auch Rech­
te sie besitzen. Dazu ist wichtig, dass die weit 
über 100 unterschiedlichen Schwellenwerte 
stärker zusammengefasst und unbürokrati­
scher ausgestaltet werden. Wir halten an dem 
Instrument der Zeitarbeit fest. 

2. Arbeitsmarktpolitik: Wir stehen für eine 
effektive und effiziente Arbeitsmarktpolitik, 
die auf eine frühzeitige und ausreichende Ak­
tivierung Arbeitsloser und deren schnellst­
mögliche Integration in den ersten Arbeits­
markt ausgerichtet ist. Wir begegnen den 
Sorgen vieler Menschen vor Abstieg und 
Überforderung, indem wir marktgerechte Ar­
beitsplätze fördern statt Arbeitslosigkeit zu 
finanzieren. 

3. Soziale Sicherheit: Deutschland braucht 
solide Soziale Sicherungssysteme, die dem 
Einzelnen im Bedarfsfall eine zuverlässige Si­
cherung gewährleisten und das Abrutschen in 
Armut verhindern. Das schließt auch mit ein, 
dass die Bürgerinnen und Bürger, die ein Le­
ben lang vollzeitbeschäftigt waren, eine Ren­
te oberhalb der Armutsgrenze erhalten. Diese 
ist bedarfsabhängig und steuerfinanziert aus­
zugestalten. Für die kleinen Selbständigen 
werden wir mehr Sicherheit erreichen, indem 
wir ihnen den Zugang zur geförderten Alters­
vorsorge ermöglichen. 
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4. Mindesteinkommen statt Mindest­
lohn: Die Lohnfindung ist Aufgabe von 
Gewerkschaften und Arbeitgebern, nicht 
des Staates. Es gilt die Tarifautonomie zu 
stärken. Wer Unternehmen zwingen will, 
einen Lohn zu zahlen, der nicht zu erwirt­
schaften ist, der sorgt dafür, dass viele 
Menschen gar keinen Lohn mehr bekom­
men. Deshalb wird es mit der CDU Min­
destlöhne, die Arbeitsplätze vernichten 
und Wettbewerb aushebeln, nicht geben. 
Die CDU setzt sich für ein Mindesteinkom­
men in Deutschland ein. Um Arbeitsplätze 
auch für Geringqualifizierte zu sichern 
oder zu schaffen, soll sich das Mindestein­
kommen aus einer Kombination aus Lohn 
und Lohnzuschuss zusammensetzen. Für 
uns gilt: Wer arbeitet muss mehr haben, 
als wer nicht arbeitet. Um dabei Lohndum­
ping zu verhindern, müssen gleichzeitig 
sittenwidrige Löhne gesetzlich verboten 
werden. 

5. Bürokratieabbau: Entscheidend beim 
Bürokratieabbau ist, dass Entlastungen für 
die Betroffenen konkret spürbar werden. 
Um insbesondere die kleinen und mittleren 
Unternehmen zu entlasten, setzen wir den 
Fokus auf den Abbau von Statistikpflichten, 
die Vereinfachung und Beschleunigung von 
Planungs- und Genehmigungsverfahren so­
wie die Entbürokratisierung von Förderpro­
grammen. Unser Ziel ist es, die Bürokratie­
kosten bis 2011 um mindestens 25 Prozent 
netto zu reduzieren. Die dadurch erzielba­
ren Einsparpotenziale schaffen neue Frei­
räume für Investitionen. 

6. Investitionsbeschleunigung und Inves­
titionsförderung: Zur Überwindung des 
1 nvestitionsstaus in 1 nfrastruktur braucht 
Deutschland ein Investitionsbeschleuni­
gungsprogramm und damit schnellere Ge-
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nehmigungsverfahren im gesamten lnfra­
strukturbereich. Nur durch Innovationen 
können wir Wachstum erzeugen und unse­
ren Wohlstand halten. Der Schwerpunkt 
einer erfolgreichen Innovationspolitik ist 
die leistungsorientierte Clusterförderung. 
Dafür müssen wir bestehende Kräfte aus 
Wissenschaft und Wirtschaft bündeln und 
unsere Stärken im internationalen Wett­
bewerb weiter ausbauen. 

7. Stabile Energiepreise: Wir verbinden 
die wichtigen ökologischen Zielemitwirt­
schaftlicher Vernunft und den Interessen 
der Menschen. Deshalb wollen wir nicht, 
dass durch zusätzliche staatliche Maßnah­
men die Energiepreise steigen. 

8. Technologiewandel: Als Hochtechno­
logie- und Industriestandort nehmen wir 
die Herausforderungen des internationa­
len Wettbewerbs weiterhin an. Die CDU 
wird den dafür notwendigen Technologie­
wandel, wie zum Beispiel die Entwicklung 
von alternativen Antriebstechniken im Be­
reich der Automobilindustrie, politisch 
mit Nachdruck unterstützen. 

IV. Auf dem Weg zur Bildungs­
republik. 

Wir wollen im kommenden Jahrzehnt errei­
chen, dass die Herkunft junger Menschen 
nicht über ihre Zukunft entscheidet und 
dass Aufstieg durch Bildung besser ermög­
licht wird. Jede Begabung soll so früh wie 
möglich entdeckt und gefördert werden. 
Bildung ist Schlüssel für die Lebenschan­
cen jedes Einzelnen. Durch ein freies, ge­
rechtes und leistungsfähiges Bildungs­
system werden wir Werte schaffen, die 
Wohlstand sichern. 



Bildung und Erziehung beginnen im El­
ternhaus. Eine gelungene Erziehungs­
leistung, die die Familie erbringt, kann von 
keiner Institution ersetzt werden. Die 
CDU steht an der Seite der Eltern bei der 
Bewältigung dieser für unsere Gesell­
schaft wichtigen Aufgabe. 

Bildung ist der Schlüssel zum persönlichen 
Aufstieg. Wir bekennen uns zu der Aufga­
be, insbesondere den jungen Menschen 
gleiche Startchancen zu ermöglichen. Das 
gilt für Jungen ebenso wie für Mädchen. 
Deshalb sind u. a. auch mehr männliche Er­
zieher und Lehrer in den Kindertagesstät­
ten, Kindergärten und Schulen, die eine 
Vorbildfunktion übernehmen können , nö­
tig. Bildung ist auch der Schlüssel zur Inte­
gration. Der hohe Anteil junger Menschen 
mit Migrationshintergrund, der in den 
kommenden Jahren weiter wachsen wird, 
verstärkt den Anspruch an die Schulen, 
Teilhabe und Aufstiegschancen für alle zu 
ermöglichen. Jedes Kind zählt. Wir wollen 
auf kein Talent verzichten. 

Wir bekennen uns dabei zur Kulturhoheit 
der Länder und zum Wettbewerbsfödera­
lismus. Der Weg zur Bildungsrepublik 
macht eine Offensive für Bildung notwen­
dig. Wir werden sicherstellen, dass die fol­
genden Ziele für das kommende Jahrzehnt 
konsequent verfolgt werden: 

1. Zehn Prozent des BIP für Bildung und 
Forschung: Zur Bildungsrepublik gehört 
der Ehrgeiz, unser Bildungs- und Wissen­
schaftssystem zu einem der weltweit bes­
ten auszubauen. Deshalb gilt für uns: Bei 
sinkenden Schülerzahlen werden frei wer­
dende Mittel für neue inhaltliche Aufga­
ben wie frühe Förderung, Ausbau von 
Ganztagesschulen, Ausbau der Qualitäts-

sicherung, Qualifizierung von Lehrkräften 
gebraucht. Wir wollen bis 2015 gesamt­
staatlich zehn Prozent des BIP in die Zu ­
kunft und damit in Bildung und Forschung 
investieren. 

2. Schulische Vielfalt statt Einheitsschu­
le: Da jeder Mensch andere Potenziale und 
Begabungen hat, ist ein vielfältiges Bil­
dungsangebot die wichtigste Vorausset­
zung für die Einlösung dieses Anspruchs. 
Das vielfältige gegliederte Schulwesen hat 
sich bewährt und erfolgreich weiterent­
wickelt. Das Konzept der Einheitsschule 
lehnen wir ab. Wir stehen für eine Werte­
vermittlung, auch im Rahmen der Schulbil­
dung. Wir bekräftigen unser Bekenntnis 
zum Religionsunterricht. 

3. Durchlässigkeit: Wir werden die früh­
kindliche und die schulische Bildung besser 
aufeinander abstimmen und die Aus- und 
Weiterbildung von Erzieherinnen und Erzie­
hern verbessern. Am Ende der Schullauf­
bahn muss es heißen: Jeder Abschluss muss 
auch die Chance auf einen Anschluss eröff­
nen. Wir wollen daher die Zahl der jungen 
Menschen ohne Schul- und Berufsabschluss 
innerhalb der nächsten fünf Jahre im Bun­
desdurchschnitt halbieren. Mehr Durchläs­
sigkeit heißt auch, dass der Zugang zu 
Hochschulen erleichtert werden soll. 
Grundsätzlich gilt: Wer berufliche Qualifi­
kationen nachweisen kann, muss die Chan­
ce auf ein Studium haben. Auch deshalb 
werden wir den Hochschulpakt fortführen. 

4. Verbindliche Bildungsstandards: Mobi­
lität hat an Bedeutung gewonnen. Dem muss 
sich das Bildungssystem stellen. Deshalb 
sind verbindliche Bildungsstandards und ver­
gleichbare Abschlussprüfungen wichtig und 
notwendig. Deutschlandweite Abiturprüfun-
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gen, zumindest in den Fächern Deutsch, Ma­
thematik, Fremdsprachen und Naturwissen­
schaften, sollen verbindlich werden. 

5. Deutschkenntnisse als Voraussetzung: 
Wir brauchen gezielte Sprachförderung be­
reits im Kindergarten, verbindliche Sprach­
standstests für alle Kinder im Alter ab vier 
Jahren und eine intensive Förderung bei er­
kannten Defiziten sowie unterrichtsbeglei­
tende Sprachprogramme. Sprache ist auch 
der Schlussei zur Integration. Deshalb wer­
ben wir gezielt dafür, dass insbesondere 
Menschen mit Migrationshintergrund den 
Erzieher- und den Lehrerberuf ergreifen. 

V. Zusammenhalt unserer 
Gesellschaft. 

Wir sind davon überzeugt, dass wir gemein­
sam mit den Bürgerinnen und Bürgern unse­
res Landes die Chancen des anstehenden 
zweiten Jahrzehnts des 21. Jahrhunderts 
nutzen können. Die Chancen liegen in der 
Besinnung auf unsere Werte und unsere 
Leistungskraft. 

Die Chancen liegen darin, dass wir unsere 
Partner innerhalb und außerhalb der Eu­
ropäischen Union von dem Modell der Sozia­
len Marktwirtschaft als Vorrausetzung für 
Wohlstand und Frieden überzeugen und so 
die Grundzüge der Sozialen Marktwirtschaft 
auch als internationaler Ordnungsrahmen 
anerkannt werden. Die Chancen liegen dar­
in, dass wir dies gemeinsam leisten: In einem 
Bündnis der Generationen und aus allen 
Bürgerinnen und Bürgern, denen die Zu-

kunft Deutschlands am Herzen liegt und die 
bereit sind, auch füreinander einzustehen. 

Die CDU wird im nächsten Jahrzehnt das 
bürgerschaftliche Engagement weiter stär­
ken. Das Ehrenamt ist die Seele unseres Ge­
meinwesens und durch staatliches Handeln 
nicht zu ersetzen. Ohne ehrenamtliches En­
gagement von Millionen von Bürgerinnen 
und Bürgern wäre Deutschland ärmer und 
kälter. Wir werden uns auch weiter dafür 
einsetzen, dass ehrenamtliche Arbeit als 
Dienst an der Gesellschaft anerkannt wird 
und die Bedingungen dafür in unserem Land 
verbessert werden. 

Wir fühlen uns verantwortlich, die Ge­
schicke unseres Landes zum Wohle der 
Menschen zu gestalten und den zukünftigen 
Generationen ein Erbe des Chancenreich­
tums statt der Lasten zu übergeben. Dies 
leisten wir auf Grundlage unserer christli­
chen Überzeugung, die uns für eine Gesell­
schaft eintreten lässt, die sich ihrer christ­
lich-abendländischen Herkunft bewusst ist 
und gleichzeitig weltoffen präsentiert. 

Wir stehen für eine Gesellschaft, die offen 
ist für diejenigen, die bei uns arbeiten und 
leben wollen, und bereit sind, unsere Werte 
und Regeln anzuerkennen und sich in unse­
re Gesellschaft zu integrieren. Diese Inte­
grationsleistung werden wir erbringen. 
Deutschland ist Integrationsland. 

Wir wollen, dass das nächste Jahrzehnt gute 
Jahre für die Bürgerinnen und Bürger 
Deutschlands werden. Dafür haben wir alle 
Chancen. 
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